
 
 Zl.: 004-1/2025-Ni./Th. lfd. Nr. 5/2025 
 

 

V E R H A N D L U N G S S C H R I F T 
 

aufgenommen über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates der Marktgemeinde Taufkirchen 

an der Pram am Donnerstag, 04. September 2025. 

 

Tagungsort:  Sitzungssaal der Marktgemeinde Taufkirchen an der Pram 

 

Anwesend: 
 

Bürgermeister: Paul Freund, Laufenbach 13/1, als Vorsitzender ÖVP 

 

Vizebürgermeisterin: Elisabeth Bauer, Schwendt 31 ÖVP 

 

Gemeindevorstände: Ing. Bernhard Lechner, Kapelln 29 ÖVP 

 Daniel Ortbauer, Leoprechting 6/1 ÖVP 

 Reinhard Waizenauer, Wolfsedt 6/1 FPÖ 

 Manfred Gahbauer, Aichbergsiedlung 4 FPÖ 

 Johann Halas, Igling 8b  SPÖ 

 

Gemeinderäte:  Johann Froschauer, Pram 4 ÖVP 

 Ing. Martin Schmid, Krößling 1 ÖVP 

 Andreas Schlöglmann, Penzingerstraße 1 ÖVP 

 Michael Straif, Oberpramau 3 ÖVP 

 Dipl.-Betrw. (FH) Angela Kaltenbrunner, Berndobl 9/2 ÖVP 

 DI (FH) Karl Mayböck, Wimm 10  ÖVP 

 Anton Hufnagl, Kapelln 28 FPÖ 

 Karoline Zahlberger, Rainbacher Straße 1 FPÖ 

 Ursula Hofinger, Margret-Bilger-Straße 19 b/9 SPÖ 

 Johann Berger, Höbmannsbach 21  SPO 

 Anna Halas, Igling 8b SPÖ 

 Berta Reiterer, Wimm 26/1 SPÖ 

 

Ersatzmitglieder:  Johann Redinger, Höbmannsbach 3 für Martin Scheuringer ÖVP 

 Ing. Johannes Mayböck, Gadern 10 für Stefanie Schauer  ÖVP 

 Alois Schauer, Höbmannsbach 9 für Ing. Markus Reifinger  ÖVP 

 Mag. (FH) Wolfgang Reisinger, Bachschwölln 5 für  

 Elisabeth Schlöglmann  ÖVP 

 Sandra Seitz, Margret-Bilger-Straße 39 für Patrick Karigl FPÖ 

 Christoph Leidinger, Bachschwölln 55 für Romana Schauer FPÖ 
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Der Gemeinderat zählt 25 Mitglieder, davon sind alle – unter Berücksichtigung der Ersatzmit-

glieder – anwesend; die Sitzung ist daher beschlussfähig. 

 

Der Bürgermeister eröffnet um 19.00 Uhr die Sitzung und begrüßt die erschienenen Gemein-

deratsmitglieder. 

 

Vor Bekanntgabe der Tagesordnung stellt er fest, dass der Termin der heutigen Sitzung im 

Sitzungsplan enthalten ist und die Sitzung von ihm – dem Bürgermeister – ordnungsgemäß ein-

berufen wurde und die Verständigung hierzu an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder rechtzei-

tig schriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist und die Abhaltung der Sitzung 

durch Anschlag an der Amtstafel öffentlich kundgemacht wurde. 

 

Weiters stellt er fest, dass die Protokolle der Gemeinderatssitzungen vom 26. Juni 2025 und  

vom 22. Juli 2025 während der Sitzung zur Einsichtnahme aufliegen und Einwendungen dage-

gen, bis Sitzungsschluss eingebracht werden können. 

 

Zur Schriftführerin dieser Sitzung bestimmt der Vorsitzende Frau Theresia Hölzl. Weiters 

nimmt noch Amtsleiterin Sandra Niedermayer an der Sitzung teil. 
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T a g e s o r d n u n g : 
 

 

 

1. Flächenwidmungsplan Nr. 5; 

Beratung und Beschlussfassung über die besondere Änderung Nr. 58 (Schauer, Schwendt, 

gem. § 36 a Oö ROG) sowie Vereinbarung gem. § 36 a (1) Z 5 Oö. ROG 

 

2. Flächenwidmungsplan Nr. 5; 

Grundsatzbeschluss über die Änderung Nr. 59, bei gleichzeitiger Änderung Nr. 27 des ÖEK 

Nr. 2 (Schmid, Eferdinger Straße) 

 

3. Beratung und Beschlussfassung über die Ab- und Zuschreibung von Trennstücken gemäß 

§ 15 Liegenschaftsteilungsgesetz im Rahmen der Vermessung Ebner-Grund (GZ 11623a) 

 

4. Beratung und Beschlussfassung über die gerichtliche Einforderung einer Zustimmungser-

klärung bezüglich der Wegvermessung in Kapelln 

 

5. Wasserversorgungsanlage BA 12; Beratung und Beschlussfassung über die Auftragsertei-

lung für die Bauleistungsarbeiten beim Bauvorhaben „Diverse Sanierungen und Erweite-

rungen“ 

 

6. Wasserversorgungsanlage BA 12; Beratung und Beschlussfassung über die Vergabe der 

Erd-, Baumeister- und Installationsarbeiten für das Bauvorhaben „Diverse Sanierungen 

und Erweiterungen“ 

 

7. Beratung und Beschlussfassung über die Auftragserteilung für die Asphaltierungsarbeiten 

auf Gemeindestraßen 

 

8. Behandlung folgender Prüfberichte der BH Schärding – Kenntnisnahme derselben: 

 

a) Rechnungsabschluss 2020 

b) Rechnungsabschluss 2021 

c) Rechnungsabschluss 2022 

d) Rechnungsabschluss 2023 

e) Rechnungsabschluss 2024 

 

9. Allfälliges 
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Vor Eintritt in die Tagesordnung informiert der Vorsitzende die anwesenden Mandatare über 

das Vorhandensein von zwei Dringlichkeitsanträgen aller drei Gemeinderatsfraktionen und liest 

diese wie folgt vor. 

 

 

1. Dringlichkeitsantrag: 

 

D R I N G L I C H K E I T S A N T R A G 
gemäß § 46 Abs. 3 der Oö. GemO. 1990 

 

 

Die oben angeführten und nachstehend gefertigten Mitglieder des Gemeinderates (Frak- 

tionsobmänner) stellen den dringlichen Antrag an den Gemeinderat der Marktgemeinde Tauf-

kirchen an der Pram, dass dieser in der öffentlichen Sitzung am Donnerstag, dem 4. September 

2025 folgenden Tagesordnungspunkt behandeln möge: 

 

 

➢ Beratung und Beschlussfassung über den Abschluss eines Dienstbarkeitsvertrages mit 

der Netz Oberösterreich GmbH betreffend 30-kV-Erdkabelanlage Netzumbau Schst. 

Taufkirchen 

 

 

Die anschließende Beschlussfassung über die Behandlung des 1. Dringlichkeitsantrages erfolgt 

einstimmig. 

 

 

2. Dringlichkeitsantrag: 
 

D R I N G L I C H K E I T S A N T R A G 
gemäß § 46 Abs. 3 der Oö. GemO. 1990 

 

Die oben angeführten und nachstehend gefertigten Mitglieder des Gemeinderates (Frak- 

tionsobmänner) stellen den dringlichen Antrag an den Gemeinderat der Marktgemeinde Tauf-

kirchen an der Pram, dass dieser in der öffentlichen Sitzung am Donnerstag, dem 4. September 

2025 folgenden Tagesordnungspunkt behandeln möge: 

 

 

➢ Beratung und Beschlussfassung über die Vorkaufsrechtseinräumung mit Verzicht auf 

das Vorkaufsrecht bei den Müller-Gründen, Kapelln 

 

a) Kaufvertrag Koblstätter 

b) Kaufvertrag Hufnagl/Schütz 

c) Kaufvertrag Gruber/Strasser 

 

 

Die anschließende Beschlussfassung über die Behandlung des 2. Dringlichkeitsantrages erfolgt 

einstimmig. 
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Punkt 1.:  Flächenwidmungsplan Nr. 5;  

 Beratung und Beschlussfassung über die besondere Änderung Nr. 58 (Schauer, 

Schwendt, gem. § 36 a Oö. ROG) sowie Vereinbarung gem. § 36 a (1) Z 5  

Oö. ROG 

 

Bgm. Freund informiert das Gremium, dass es sich hierbei um eine Widmungsergänzung für 

Bauten im Grünland handelt. In diesem Zusammenhang verliest er den vorbereiteten Amtsvor-

trag. 

 

Bei der sogenannten § 36a-Änderung handelt es sich um eine besondere Widmungsergänzung. 

Nicht zuletzt ausgehend von illegal im Grünland bzw. teilweise im Grünland errichteten Haupt-

gebäuden wurde ganz OÖ. dahingehend geprüft. Letztlich wurde eine gesetzliche Möglichkeit 

gefunden, wie unter bestimmten Voraussetzungen eine Sanierung zum Baukonsens möglich ist. 

 

§ 36a 

Besondere Änderungen von Flächenwidmungsplänen 

 

(1) Auf Anregung der Grundeigentümerin bzw. des Grundeigentümers kann die Gemeinde an 

Bauland grenzende Grünlandflächen im für einen baubehördlichen Konsens unbedingt erfor-

derlichen Ausmaß als Bauland widmen, wenn 

 

 1. Teile der umzuwidmenden Fläche mit einem Wohn- oder Betriebsgebäude als Hauptge-

bäude bebaut sind, das sich in Teilen auch auf Baulandflächen befindet und für dessen 

Errichtung ursprünglich - unbeschadet einer allfälligen abweichenden Ausführung - ein 

baubehördlicher Konsens erteilt wurde oder für dessen ursprünglichen Bestand ein bau-

behördlicher Konsens vermutet wird, 

 

 2. die Widmung der Fläche als Bauland bei Erstellung oder Änderung des Flächenwid-

mungsplans auch bereits vor Errichtung dieses Bestandsgebäudes im Planungsermes-

sen der Gemeinde gelegen wäre; dies ist insbesondere dann nicht der Fall, wenn sich 

die Fläche auf Grund der natürlichen Voraussetzungen (wie Grundwasserstand, Hoch- 

bzw. Hangwassergefahr, Steinschlag, Bodenbeschaffenheit, Rutschungen, Lawinenge-

fahr) für eine Bebauung nicht eignet oder im Widerspruch zu festgelegten Planungen 

des Bundes oder Landes steht, 

 

 3. dies im Interesse der Erhaltung und Schaffung von Wohnraum oder an der Erhaltung 

geschaffener Betriebe zur Versorgung der Bevölkerung oder vergleichbarer öffentlicher 

Interessen liegt, 

 

 4. die Bauführung im Grünland vor dem 1. Februar 2024 erfolgt ist und 

 

 5. die Eigentümerinnen bzw. Eigentümer von gemäß dieser Bestimmung umzuwidmenden 

Grundstücken vor der Umwidmung einen Vertrag mit der Gemeinde abschließen, mit 

dem eine Ausgleichszahlung für die Änderung des Flächenwidmungsplans vereinbart 

wird. Dabei ist eine Geldleistung an die Gemeinde in Höhe von 200 % des ortsüblichen 

Baulandpreises für die erforderliche Baulandwidmung je Quadratmeter festzulegen. Zur 

Feststellung des ortsüblichen Baulandpreises ist von der Gemeinde ein beeideter Sach-

verständiger beizuziehen, wobei die nachweislich entstehenden Kosten sowie die nach-

weislich entstehenden Kosten der Ausarbeitung der Pläne von der Grundeigentümerin 

bzw. vom Grundeigentümer zu tragen sind. 
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(2) In den Fällen des Abs. 1 können der Beschluss und das Stellungnahmeverfahren gemäß § 33 

Abs. 2 zur Gänze entfallen. In diesem Fall obliegt die Vorbereitung eines beschlussreifen Plans 

für die Behandlung im Gemeinderat der Bürgermeisterin bzw. dem Bürgermeister. Über diese 

vorbereitenden Maßnahmen sind die Mitglieder des Gemeinderats unverzüglich zu informieren. 

 

 

Bei der Liegenschaft Schwendt 47, Nina und Alexander Schauer, wurde eine derartige Abwei-

chung festgestellt und deswegen haben die Ehegatten Schauer nunmehr um eine besondere Än-

derung des Flächenwidmungsplanes gem. § 36 a Oö. ROG angesucht.  

 

Bgm. Freund erläutert, dass die vorliegende Flächenwidmungsplanänderung nach § 36 a  

Oö. ROG 1994, einen Teil des Grundstückes 71/5, KG 48240 Schwendt im Ausmaß von 59 m² 

von Grünland in Dorfgebiet betrifft. Die Vereinbarung gem. § 36 a (1) Z 5 Oö. ROG 1994 liegt 

diese Verhandlungsschrift bei. 

 

Da ein derartiges Widmungsverfahren im vereinfachten Verfahren abgewickelt werden kann, 

entfällt die Fassung eines Grundsatzbeschlusses. Die Gemeinderäte sind jedoch unverzüglich 

nach Vorliegen eines beschlussreifen Planes zu informieren, was mit Schreiben vom 23.07.2025 

vorgenommen wurde.  

 

 

Vom Gemeindebund wurde ein Leitfaden für besondere Änderungen von Flächen-

widmungsplänen gemäß § 36a Oö. ROG 1994 herausgegeben, die dort angeführten Schritte 

wurden eingehalten und können folgende Änderungsvoraussetzungen festgestellt werden: 

 

o Wohn- oder Betriebsgebäude als Hauptgebäude 

 

Die überbaute Fläche, die in Bauland umgewidmet werden soll, muss mit einem 

Hauptgebäude bebaut sein. Die Widmung darf nur im unbedingt erforderlichen Ausmaß 

erfolgen. Dies umfasst in der Regel die bebaute Fläche sowie jene weiteren Bereiche, die 

aufgrund der gesetzlichen Abstandsbestimmungen für eine Baubewilligung erforderlich 

sind. 

 

Beim gegenständigen Objekt handelt es sich um ein Nebengebäude (Teil einer Garage). Ist 

die überbaute Fläche, welche gewidmet werden soll, nicht mit einem Hauptgebäude, 

sondern mit einem Nebengebäude bebaut, so ist zu hinterfragen, ob das Nebengebäude in 

einem baulichen oder funktionalen Zusammenhang mit dem Hauptgebäude steht. Kann 

dies bejaht werden, so ist auch dann eine Widmungsänderung möglich.  

 

Zur Feststellung dieses baulichen oder funktionalen Zusammenhangs wurde ein Gutachten 

des Amtssachverständigen des Bezirksbauamtes eingeholt. In diesem wurde zwar 

festgestellt, dass das Garagengebäude dem Anschein nach im Grunde statisch unabhängig 

vom Wohnhaus ausgeführt wurde. Bezüglich des funktionalen Zusammenhangs wurde 

festgehalten, dass im Lagerraum des Nebengebäudes ein Wechselrichter verbaut ist, 

welcher zur Stromumwandlung für die am Hauptgebäude installierte PV-Anlage dient. 

Weiters ist am nordwestlichen Gebäudeeck eine überdachte Nische ausgebildet, wo die 

Wärmepumpe zur Konditionierung des Wohnhauses situiert ist. Weiters beherbergt die 

Garage den gem. § 15 Oö BauTV erforderlichen Pflichtstellplatz für PKW.  

 

Aufgrund dieser Ausführungen vertritt Bgm. Freund die Meinung, dass somit jedenfalls 

ein funktionaler Zusammenhang mit dem Hauptgebäude gegeben ist. Dieser Meinung 

schließt sich das Gremium an. 
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Für die Widmungsfläche wurde nicht mehr Fläche als die gesetzlichen Abstandsbestim-

mungen erforderlich machen, berücksichtigt. 

 

o Es müssen ursprünglich eine Baubewilligung oder ein vermuteter Baukonsens vorgelegen 

haben. Gebäude, die zur Gänze ohne Bewilligung errichtet wurden, sind von dieser 

Regelung nicht erfasst:  

 

Eine Baubewilligung für dieses Objekt wurde mit 09.06.2008 erteilt, es wurde aber nicht 

an der geplanten Stelle errichtet und es wurde weiters das ursprünglich bewilligte Carport 

als Garage ausgeführt. 

 

o Das Gebäude muss sich zumindest teilweise im Bauland befinden. Gebäude, die zur Gänze 

im Grünland stehen, sind von dieser Regelung nicht erfasst:  

 

Das Gebäude steht teilweise im Bauland. 

 

o Die Widmung der überbauten Fläche darf nicht von vornherein aufgrund mangelnder 

Baulandeignung ausgeschlossen gewesen sein.  

 

Das bedeutet, dass die Widmung vor Errichtung des Bestandsgebäudes zulässig gewesen 

wäre. Befindet sich die Fläche beispielsweise im HQ30, einem Naturschutzgebiet oder 

einer geogenen Risikozone, wäre eine Widmung nicht möglich. Es gibt in diesem Bereich 

keine Einschränkungen, die Widmung wäre somit auch vor Baubeginn möglich gewesen. 

 

o Die Widmung muss im öffentlichen Interesse liegen: Ein solches kann in der Sicherung 

der Wohnraumversorgung oder der Erhaltung bestehender Betriebe zur Versorgung der 

Bevölkerung liegen und muss von der Gemeinde in jedem einzelnen Fall begründet werden: 

 

Bgm. Freund sieht das öffentliche Interesse jedenfalls gegeben, da man einer Familie nicht 

einen Teil ihres zum Wohnumfeld gehörigen Gebäudes oder gar das gesamte Gebäude 

abreißen lässt, um es später wieder aufzubauen. Ein Abbruch bzw. Teilabbruch des 

Gebäudes wäre für die Familie existenzbedrohlich. 

 

o Die Bauführung im Grünland muss vor dem 1. Februar 2024 erfolgt sein. Da seit  

1. Februar 2024 eine gesonderte Bestätigung über die bewilligungsgemäße Situierung der 

Fundamente von bewilligungspflichtigen Neu- und Zubauten verlangt wird, ist auf den 

Zeitpunkt der Errichtung der Fundamentplatte abzustellen. In diesem Zeitpunkt ist die 

Abweichung von den Bestimmungen des Flächenwidmungsplans erstmals ersichtlich: 

 

Die Bauführung des gegenständigen Objektes erfolgte jedenfalls schon vor 01.02.2024. 

Laut Bauakt wurde der Baubeginn mit 30.07.2008 gemeldet. Die Baufertigstellung wurde 

am 10.01.2013 entgegengenommen. 

 

o Es ist ein Vertrag zwischen Grundeigentümer und Gemeinde über die Leistung einer 

Ausgleichszahlung in der Höhe von 200 % des ortsüblichen Baulandpreises je m² für die 

erforderliche Widmungsfläche abzuschließen. Hierüber ist die Einholung eines Gutachtens 

erforderlich. Dieser ist von der Gemeinde zu beauftragen. Die Kosten für das Gutachten 

sowie die übrigen nachweislich entstehenden Kosten sind vom Grundeigentümer zu tragen: 

 

Ein gerichtlich beeideter Sachverständiger wurde für die Bewertung der Liegenschaft 

beigezogen und ein Bewertungsgutachten liegt vor. Der m²/Preis wird mit € 40,00 bewertet. 
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Die gemäß der Vermessung des Geometers ermittelte Fläche beläuft sich auf 59 m². Die 

Ausgleichszahlung beträgt somit € 40,00 x 59 m² x 200 % = € 4.720,00. Dem Gemeinderat 

liegt die Vereinbarung für die Ausgleichszahlung und sonstige Kostenübernahmen für 

Ortsplaner, Geometer und Sachverständigem zur Feststellung des ortsüblichen 

Baulandpreises zur Beschlussfassung vor. Der Gesamtbetrag von € 4.720,00 wurde bereits 

an die Marktgemeinde überwiesen. 

 

Die Einnahme für die Gemeinde wird als Strafzahlung angesehen und hat in den operativen 

Haushalt einzufließen. Eine Rücklage für ein Vorhaben kann nach heutigem Wissensstand 

nicht gebildet werden. 

 

 

Ergebnis der 4-wöchigen Planauflagefrist:  

 

Es liegen keine Stellungnahmen vor. 

 

Sonstiges: 

 

• Interessen Dritter werden nach ha. Ermessen nicht verletzt. 

• Gegenüber der Gemeinde werden keine Entschädigungsansprüche gem. § 38 O.ö ROG 

ausgelöst. 

 

 

Bgm. Freund erläutert, dass dieses Verfahren mit einem gewissen Aufwand verbunden ist. Um 

es durchführen zu können, war eine entsprechende Einarbeitung erforderlich. Zudem handelt 

es sich auch um eine Kostenfrage. Im vorliegenden Fall betrifft es eine Fläche von 59 m², die 

zu berichtigen bzw. zu widmen ist. Wenn sich jemand bemüht, eine rechtlich korrekte Situation 

herbeizuführen, sollte dies unterstützt werden. Nach den durchgeführten Prüfungen durch den 

Sachverständigen kann festgestellt werden, dass eine Umsetzung möglich ist. 

 

GV Halas begrüßt die Möglichkeit, die rechtliche Situation herzustellen, um Abrisse zu ver-

meiden. Zudem erkundigt er sich, ob das Gesetz eine Befristung vorsieht.  

 

Der Vorsitzende führt aus, dass das Gesetz derzeit in Kraft ist. Sollte es beispielsweise in zwei 

Jahren aufgehoben werden, wäre das gegenständliche Verfahren dennoch abgeschlossen. 

 

GV Gahbauer schließt sich den Ausführungen seines Vorredners an. Er betont, dass es positiv 

ist, dass dieses Gesetz geschaffen wurde und nun eine rechtliche Regelung besteht. Gleichzeitig 

weist er darauf hin, dass es bedauerlich ist, welch hoher Aufwand, auch in finanzieller Hinsicht, 

dafür erforderlich ist.  

 

Bgm. Freund ergänzt zum Thema Aufwand, dass es wesentlich ist, jede Angelegenheit sorgfäl-

tig zu prüfen. Es wird kontrolliert, ob eine Umsetzung möglich ist oder nicht. Die Entscheidung 

obliegt nicht allein dem Gemeinderat, sondern erfolgt in Abstimmung mit den Sachverständi-

gen. 

 

GR Schmid erkundigt sich, wie Schwarzbauten aufgedeckt werden. 

 

Der Vorsitzende erläutert, dass dies seinerzeit durch Stichproben erfolgte. Dabei wurden  

100 Schwarzbauten in ganz Oberösterreich ausgewählt. Die betroffenen Gemeinden wurden 

informiert und hatten die jeweiligen Fälle zu begründen und zu bearbeiten. 
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GV Waizenauer hält fest, dass es grundsätzlich positiv ist, dass eine Lösung gefunden wurde. 

Er betont, dass es auch Aufgabe der Gemeinde ist, für Sensibilisierung in diesem Bereich zu 

sorgen. Zudem ist eine exakte Vermessung der Baugrundstücke von großer Bedeutung, da Kor-

rektheit und Genauigkeit hierbei besonders wichtig ist. 

 

GV Lechner schließt sich den Ausführungen von GV Waizenauer an. Er merkt jedoch an, dass 

es den Betroffenen nicht zu einfach gemacht werden darf und für die Grundstücksbereicherung 

ein entsprechender Kostenbeitrag zu leisten ist. 

 

Da es zu keiner weiteren Wortmeldung aus dem Gremium kommt, beantragt Bgm. Freund die 

besondere Änderung Nr. 58 (Schauer, Schwendt, gem. § 36 a Oö. ROG) sowie Vereinbarung 

gem. § 36 a (1) Z 5 Oö. ROG zu beschließen 

  

Die anschließende Abstimmung hat die einstimmige Fassung eines positiven Beschlusses über 

die Flächenwidmungsplanänderung Nr. 5.58 sowie der Genehmigung der Vereinbarung über 

die Ausgleichszahlung zur Folge. 

 

 

Punkt 2.: Flächenwidmungsplan Nr. 5; 

 Grundsatzbeschluss über die Änderung Nr. 59, bei gleichzeitiger Änderung Nr. 

27 des ÖEK Nr. 2 (Schmid, Eferdinger Straße) 

 

Hierzu verliest der Vorsitzende den vorbereiteten Amtsvortrag. 

 

Basierend auf dem Ansuchen von Herrn Ing. Martin Schmid um teilweise Umwidmung der 

Grundstücke 68/5 und 66 je EZ 103 KG Taufkirchen an der Pram von derzeit G – Gebiet für 

Geschäftsbauten mit einer Gesamtverkaufsfläche über 300 m² und maximal 1.500 m² in MB – 

eingeschränktes gemischtes Baugebiet unter Ausschluss betriebsfremder Wohnnutzung, erläu-

tert Bgm. Freund die Lage der umzuwidmenden Fläche. 

 

Hierzu trägt der Vorsitzende nachfolgende Stellungnahme des Ortsplaners vor: 

 

Mit den beantragten Änderungen soll im westlich des Hauptortes gelegenen Gewerbegebiet die 

nicht mehr benötigte Restfläche der Handelsfunktion bzw. des Gebietes für geschäftsbauten der 

angrenzenden Widmung angepasst werden, indem der betreffende Bereich im Örtlichen Ent-

wicklungskonzept als eingeschränkte betriebliche Funktion ausgewiesen und gelichzeitig im 

Flächenwidmungsteil von Gebiet für Geschäftsbauten mit einer Gesamtverkaufsfläche von  

300 m² bis 1.500 m² in eingeschränktes gemischtes Baugebiet unter Ausschluss betriebsfremder 

Wohnnutzung umgewidmet werden soll.  

 

Betroffen sind Teilflächen der Grundstücke 66 und 68/5, KG Taufkirchen an der Pram, in einem 

Gesamtausmaß von ca. 3.780 m².  

 

Aus fachlicher Sicht kann den geplanten Änderungen zugestimmt werden, da es sich bereits um 

bestehendes Bauland handelt, welches aufgrund der geringeren Fläche des Handelsbetriebes 

nunmehr der östlich angrenzenden MB-Widmung angepasst werden soll und dies eine Anglei-

chung bzw. Homogenisierung der räumlich funktionalen Gliederung in diesem Bereich dar-

stellt. 

 

Da es zu keiner Wortmeldung aus dem Gremium kommt, beantragt der Vorsitzende die Be-

schlussfassung über die vorgetragene Flächenwidmungsplanänderung vorzunehmen. 
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Die anschließende Abstimmung hat die zustimmende Fassung eines positiven Grundsatzbe-

schlusses über die Änderung Nr. 59 des Flächenwidmungsplanes Nr. 5, bei gleichzeitiger Än-

derung Nr. 27 des ÖEK Nr. 2 (Schmid, Eferdinger Straße), bei einer Stimmenthaltung wegen 

Befangenheit (Ing. Martin Schmid), zur Folge. 

 

 

Punkt 3.:  Beratung und Beschlussfassung über die Ab- und Zuschreibung von Trenn- 

stücken gemäß § 15 Liegenschaftsteilungsgesetz im Rahmen der Vermessung 

Ebner-Grund (GZ 11623a) 

 

Zu diesem Tagesordnungspunkt verliest Bgm. Freund den vorbereiteten Amtsvortrag. 

 

Nach Klärung der Eigentumsverhältnisse der Gruber-Garagen sowie des Vorliegens eines kon-

kreten Projektes für die weitere Nutzung der Liegenschaft (Errichtung einer Krabbelgruppe), 

hat man sich dazu entschieden, den Bauplatz vermessen zu lassen.  

 

Hierbei soll die Garagenparzelle samt Abrundung der Mühlgasse mit dem Bauplatz des Ebner-

Grundes vereinigt werden. Im Gegenzug wird die als Parkplatzfläche vorgesehene Fläche im 

Bereich der Kirchenstiege dem öffentlichen Gut zugeschrieben. Da es sich lediglich um Ver-

schiebungen zwischen Gemeindegrund handelt, sind auch keine Ablösebeträge zu zahlen. Die 

betroffenen Grundstücke wurden gemäß § 15 Liegenschaftsteilungsgesetz vermessen und es 

bedarf diesbezüglich eines Gemeinderatsbeschlusses. 

 

Bgm. Freund beantragt, ohne Wortmeldung aus dem Gremium, die Beschlussfassung über die 

Ab- und Zuschreibung von Trennstücken gemäß § 15 Liegenschaftsteilungsgesetz im Rahmen 

der Vermessung Ebner-Grund (GZ 11623a). Hierbei kann das einstimmige Abstimmungsergeb-

nis festgestellt werden. 

 

 

Punkt 4.:  Beratung und Beschlussfassung über die gerichtliche Einforderung einer Zu-

stimmungserklärung bezüglich der Wegvermessung in Kapelln 

 

Bgm. Freund beantragt, diesen Tagesordnungspunkt gemäß § 53 Abs. 2 Oö. GemO 1990 unter 

Ausschluss der Öffentlichkeit zu behandeln. 

 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. Somit wird dieser Punkt unter Ausschluss der Öf-

fentlichkeit behandelt. 

 

 

Punkt 5.:  Wasserversorgungsanlage BA 12; Beratung und Beschlussfassung über die  

Auftragserteilung für die Bauleitungsarbeiten beim Bauvorhaben „Diverse  

Sanierungen und Erweiterungen“ 

 

Bgm. Freund teilt mit, dass hierzu zwei Angebote vorliegen.  

 

Der Arbeitsumfang bei der Wasserversorgungsanlage BA 12 „Diverse Sanierungen und Erwei-

terungen“ setzt sich wie folgt zusammen: 

 

• ca. 3.400 m Wasserleitungen 

• 2 Stk. Wasserzählerschächte 

• 2 Stk. Kontrollschächte 
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Die entsprechenden Baukosten für oben angeführte Sanierungen und Erweiterungen, können 

auf € 1.200.000,00 netto grob geschätzt werden. 

 

Anschließend erfolgt eine detaillierte Aufschlüsselung der Kosten seitens Bgm. Freund. Hierzu 

werden die Angebote vom Dipl.-Ing. Eitler & Partner Ziviltechniker GmbH, Linz und vom 

FHCE Ziviltechniker GmbH, Linz vorgetragen: 

 

Dipl.-Ing. Eitler & Partner Ziviltechniker GmbH, Linz: 

 

Gesamtsumme von € 108.548,82 (brutto, 3 % Skonto) 

 

FHCE Ziviltechniker GmbH, Linz: 

 

Gesamtsumme von € 114.998,85 (brutto, 10 % Nachlass) 

 

Da es aus dem Gremium zu keiner Wortmeldung kommt, lässt der Vorsitzende über die Auf-

tragserteilung für die Bauleitungsarbeiten beim Bauvorhaben „Diverse Sanierungen und Erwei-

terungen“ für die Wasserversorgungsanlage BA 12 an Dipl.-Ing. Eitler & Partner Ziviltechniker 

GmbH, Linz abstimmen. Dabei kann ein einstimmiges, zustimmendes Abstimmungsergebnis 

festgestellt werden. 

 

 

Punkt 6.:  Wasserversorgungsanlage BA 12; Beratung und Beschlussfassung über die 

Vergabe der Erd-, Baumeister- und Installationsarbeiten für das Bauvorhaben 

„Diverse Sanierungen und Erweiterungen“ 

 

Bgm. Freund trägt den vorliegenden Vergabevorschlag vom Dipl.-Ing. Eitler & Partner Zivil-

techniker GmbH auszugsweise vor. 

 

Die gegenständliche Ausschreibung im nicht offenen Verfahren nach dem Billigstbieterprinzip 

umfasst die Erd-, Baumeister- und Installationsarbeiten für die Wasserversorgungsanlage Tauf-

kirchen – BA 12, bestehend aus rund 2.200 lfm Wasserleitungen graben, rund 850 lfm Spülboh-

rung, rund 50 lfm ÖBB-Querung, rund 400 lfm Haus- und Umschlüsse, 6 Stk. Bauwerke für 

Wasserzähler und Kontrollschächte, inkl. aller Nebenarbeiten. 

 

Das angeführte Vergabeverfahren wurde aus den im Unterschwellenbereich gemäß BVergG zu-

gelassenen Verfahren auf Grundlage der Kostenschätzung vom 21. Juli 2025 gewählt. Entspre-

chend dem angeführten Zuschlagsprinzip wird der Zuschlag dem Angebot mit dem niedrigsten 

Preis erteilt bzw. sind Alternativangebote nicht zugelassen. 

 

Das Bauvorhaben wurde mit Bescheid des LH von OÖ. vom 3. Juni 2025, AUWR-2025-

78246/9-Wa/Ne wasserrechtlich bewilligt. 

 

Im Angebot ist vertraglich festgelegt, dass die Anbotsteller 5 Monate nach Ablauf der Ange-

botsfrist an ihre Angebote gebunden sind. 

 

Der Fertigstellungstermin ist mit September 2026 pönalisiert. Die Angebotslegung erfolgte zu 

veränderlichen Preisen. 

 

Für das Bauvorhaben wird bei der Kommunalkredit Public Consulting GmbH. um Förderung 

angesucht. 
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Das Amt der OÖ. Landesregierung wurde über die Förderapplikation SIWAWI am 21. Juli 2025 

von der Ausschreibung verständigt. 

 

Die Angebotsabgabe war bis 19. August 2025, 09.00 Uhr im Marktgemeindeamt Taufkirchen 

an der Pram möglich, wo auch um selben Tag um 09.00 Uhr die Angebotseröffnung stattfand. 

 

Insgesamt wurden 5 Firmen zur Angebotslegung eingeladen, bis zum festgesetzten Zeitpunkt 

waren 4 Angebote rechtzeitig eingelangt. 

 

Verzeichnis der eingelangten ungeprüften Angebote (Reihung nach Angebotspreisen; Summe 

ohne USt.): 

 

1. Swietelsky AG, Taufkirchen €   1.186.330,51 

2. Braumann GmbH, Antiesenhofen  €   1.281.544,06 

3. Leithäusl GmbH, Mehrnbach  €   1.446.049,79 

4. Felbermayr GmbH & Co KG, Raab €   1.564.252,18 

 

Die geprüften Angebote entsprechen den Bestimmungen der Ausschreibung bzw. sind formrich-

tig und vollständig, wobei das Angebot der Firma Felbermayr ungeprüft ist. 

 

Insgesamt bietet die Firma Swietelsky mit € 1.186.330,51 um € 95.213,50 (= 8,03 %) billiger 

an als die Firma Braumann und um € 259.719,29 (= 21,89 %) billiger an als die Firma Leit-

häusl. 

 

In der Kostenschätzung vom 21. Juli 2025 wurden für den Ausschreibungsumfang Kosten in 

Höhe von € 1.500.000,00 veranschlagt.  

 

Zusammenfassung und Vergabevorschlag: 

 

Die gegenständliche Ausschreibung im nicht offenen Verfahren der Erd-, Baumeister- und In-

stallationsarbeiten der Wasserversorgungsanlage Taufkirchen – BA 12 erbrachte für die 

Marktgemeinde Taufkirchen ein sehr günstiges Ergebnis. 

 

Gemäß den Richtlinien der Förderstellen, unter Hinweis auf das Prüfungsergebnis, und im 

Einvernehmen mit den Vertretern der Marktgemeinde Taufkirchen an der Pram schlagen wir 

vor, die ausgeschriebenen Arbeiten an die billigstbietende Firma Swietelsky AG, Maad 17, 

4775 Taufkirchen an der Pram gemäß Angebot vom 19. August 2025 mit einer Angebotssumme 

von € 1.186.330,51 (netto) förderfähig zu vergeben. 

 

 

Dieser Vergabevorschlag wurde dem Amt der Oö. Landesregierung hinsichtlich Überprüfung 

der Einhaltung der Fördervorgaben vorgelegt. Bgm. Freund verliest das diesbezügliche Ant-

wortschreiben der Förderstelle, welches die Förderfähigkeit bestätigt. 

 

Der Vorsitzende ist erfreut über den Ausgang dieses Ergebnisses, da es sich hier um ein großes 

Projekt mit einer Bauzeit von ca. einem Jahr handelt. 

 

GV Waizenauer bekräftigt, dass eine Sanierung unumgänglich ist. 

 

Bgm. Freund teilt mit, dass die gesamte Wasserleitungssanierung auf zwei Bauabschnitte auf-

geteilt wurde; hierbei handelt es sich um den Bauabschnitt 12. 
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Begonnen wird im Bereich Bachschwölln in Richtung Bahnunterführung. Die Umsetzung ist 

noch für dieses Jahr vorgesehen. Die Arbeiten erfolgen teils durch offene Baugruben, teils mit-

tels Spülbohrverfahren. Im Zuge der Wasserleitungssanierung werden die Randleisten erneuert 

und der beschädigte Gehsteig in Ordnung gebracht. 

 

Der zweite Teil erstreckt sich von der Binder-Kreuzung weiter Richtung Pfarrheim. Hier wird 

ein Messschacht auf dem Parkplatz des Pfarrheims errichtet, wofür bereits eine Vereinbarung 

vorliegt. 

 

Die Leitungsführung wird auf der B129 in Richtung Radhaus fortgesetzt. Parallel dazu wird in 

der Penzingerstraße eine neue Wasserleitung geschaffen, der den bisherigen Anschluss auf dem 

Privatgrundstück von Herrn Kalchgruber ersetzt. Sämtliche Ausführungen umfasst das Projekt 

WVA BA 12. 

 

Der nachfolgende Bauabschnitt verläuft von der B129 bis zur Rainbacher Kreuzung und wird 

weiter über die Franz-Imlinger-Straße fortgeführt. 

 

Im Zuge dieses Projekts werden sämtliche Hausanschlussleitungen hergestellt sowie die erfor-

derliche Sanierung des Brunnens mittels Stahlauskleidung durchgeführt. 

 

GV Halas informiert sich, ob in den Abschnitten Leerverrohrungen geplant sind. 

 

Bgm. Freund verneint es aus Kostengründen; lediglich beim bevorstehenden Glasfaserausbau 

werden Leerverrohrungen vorgesehen. 

 

Da es zu keinen weiteren Wortmeldungen aus dem Gremium kommt, lässt der Vorsitzende über 

die Beauftragung der Firma Swietelsky AG, Taufkirchen an der Pram mit einer Angebotssumme 

von € 1.186.330,51 (netto) hinsichtlich der Durchführung der Erd-, Baumeister- und Installati-

onsarbeiten für das Bauvorhaben „Diverse Sanierungen und Erweiterungen“ Wasserversor-

gungsanlage BA 12 abstimmen, wobei die einstimmige Beschlussfassung festgestellt werden 

kann. 

 

Punkt 7.: Beratung und Beschlussfassung über die Auftragserteilung für die Asphaltie-

rungsarbeiten auf Gemeindestraßen 

 

Bgm. Freund informiert darüber, dass diese Thematik bereits im Bauausschuss behandelt wurde 

und die Asphaltierungsarbeiten von Teilbereichen bereits abgeschlossen sind. 

 

Hierbei handelt es sich in Schwendt um die Zufahrt Rothauer, die etwas verlängert wurde. Die 

Gesamtkosten belaufen sich auf € 5.324,98. 

 

Auch das nächste Projekt liegt in der Ortschaft Schwendt und betrifft die Zufahrt Jungwirth, 

die zum Umkehrplatz führt. Die Gesamtkosten hierfür belaufen sich auf € 11.318,70. 

 

Die zusätzlich durchgeführte Asphaltierung steht im Zusammenhang mit dem Wasserschaden 

in Bachschwölln mit Gesamtkosten von € 3.242,14. 

 

Die Asphaltierungen wurden durch die Fa. Swietelsky AG, Taufkirchen an der Pram zu einem 

Gesamtbetrag von € 19.885,82 (brutto) ausgeführt. 

 

Anschließend kommt es ohne weitere Wortmeldung zur einstimmigen Beschlussfassung  

über die Auftragserteilung für die Asphaltierungsarbeiten auf Gemeindestraßen an die Firma 

Swietelsky AG. 
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Punkt 8.: Behandlung folgender Prüfberichte der BH Schärding – Kenntnisnahme  

derselben: 

 

 a) Rechnungsabschluss 2020 

 b) Rechnungsabschluss 2021 

 c) Rechnungsabschluss 2022 

 d) Rechnungsabschluss 2023 

 e) Rechnungsabschluss 2024 

 

Bgm. Freund bedankt sich dafür, dass die Prüfberichte aufgeteilt vorgetragen werden. Im Rah-

men des Tagesordnungspunktes werden die Rechnungsabschlüsse von 2020 bis 2024 von fol-

genden Personen präsentiert: 

 

a) Rechnungsabschluss 2020 

 

GR Hofinger trägt den Prüfbericht zum Rechnungsabschluss 2020 vollinhaltlich vor. 

 

b) Rechnungsabschluss 2021 

 

GV Waizenauer trägt den Prüfbericht zum Rechnungsabschluss 2021 vollinhaltlich vor. 

 

c) Rechnungsabschluss 2022 

 

Vize-Bgm. Bauer trägt den Prüfbericht zum Rechnungsabschluss 2022 vollinhaltlich vor. 

 

d) Rechnungsabschluss 2023 

 

GR Zahlberger trägt den Prüfbericht zum Rechnungsabschluss 2023 vollinhaltlich vor. 

 

e) Rechnungsabschluss 2024 

 

Bgm. Freund trägt den Prüfbericht zum Rechnungsabschluss 2024 vollinhaltlich vor. 

 

Die Berichte der BH Schärding betreffend die Rechnungsabschlüsse 2020 bis 2024 werden 

ohne Wortmeldung einhellig zur Kenntnis genommen. 

 

 

Punkt 9.:  Allfälliges 

 

1. Dringlichkeitsantrag 

 

Beratung und Beschlussfassung über den Abschluss eines Dienstbarkeitsvertrages mit der Netz 

Oberösterreich GmbH betreffend 30-kV-Erdkabelanlage Netzumbau Schst. Taufkirchen 

 

Hierbei handelt es sich um den Abschluss eines Dienstbarkeitsvertrages mit der Netz Oberös-

terreich GmbH betreffend 30-kV-Erdkabelanlage Netzumbau Schst. Taufkirchen. 

 

Im Zuge des Transformatorumbaus Schst. Taufkirchen wurden alle 30-kV-Leitungen, die zum 

Transformator führen, als Erdkabel verlegt. 
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In diesem Fall ist das Gemeindegrundstück Nr. 1529, KG 48242 Taufkirchen an der Pram,  

EZ 213, betroffen. 

 

Der Wert dieser Dienstbarkeit und somit das einmalig zu leistende Entgelt wird mit einem Be-

trag von € 137,00 festgesetzt. 

 

Anschließend wird der Dienstbarkeitsvertrag vollinhaltlich vorgetragen. 

 

Bgm. Freund informiert die Mandatare, dass die Trafostation bereits abgetragen wurde. 

 

Da es von Seiten des Gremiums zu keinen Wortmeldungen kommt, beantragt der Vorsitzende 

die Zustimmung über den Abschluss eines Dienstbarkeitsvertrages mit der Netz Oberösterreich 

GmbH betreffend 30-kV-Erdkabelanlage Netzumbau Schst. Taufkirchen. 

 

Bei der darauffolgenden Abstimmung kann die einstimmige Beschlussfassung im Sinne des 

oben angeführten Antrages festgestellt werden. 

 

 

2. Dringlichkeitsantrag 

 

 

Beratung und Beschlussfassung über die Vorkaufsrechtseinräumung mit Verzicht auf das Vor-

kaufsrecht bei den Müller-Gründen, Kapelln 

 

a) Kaufvertrag Koblstätter 

b) Kaufvertrag Hufnagl/Schütz 

c) Kaufvertrag Gruber/Strasser 

 

 

Wie angekündigt, geht es beim 2. Dringlichkeitsantrag um die Vorkaufsrechtseinräumung mit 

Verzicht auf das Vorkaufsrecht bei den Müller-Gründen, Kapelln. 

 
Die Kaufverträge werden mit dem Grundbesitzer Herrn Wolfgang Müller und den Genannten  

 

a) Koblstätter 

b) Hufnagl/Schütz 

c) Gruber/Strasser 

 

unter Beitritt der Marktgemeinde Taufkirchen an der Pram, Schärdinger Straße 1, 4775 Tauf-

kirchen an der Pram, im Folgenden kurz Gemeinde genannt, abgeschlossen. 

 

Bgm. Freund trägt die für die Gemeinde betreffenden Punkte im Vertrag vor. 

 

Fünftens: Die kaufende Partei hat genaue Kenntnis vom Baulandsicherungsvertrag vom 

03.10.2024 und übernimmt die darin vereinbarten Verpflichtungen samt Verkaufsoption. Sie 

verpflichtet sich zudem, 

1. die Bauverpflichtung wiederum auf allfällige Rechtsnachfolger (durch Aufnahme dieses Ver-

tragspunktes) zu überbinden, 
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2. dafür Sorge zu tragen, dass bei jeder nachfolgenden Veräußerung der Marktgemeinde Tauf-

kirchen an der Pram das Optionsrecht gemäß Vertragspunkt „Drittens:“ und das Vorkaufs-

recht für alle Arten der Veräußerung gemäß Vertragspunkt „Viertens:“ des Baulandsiche-

rungsvertrages vom 03.10.2024 eingeräumt wird und 

3. die Veräußerungsurkunde unverzüglich und unaufgefordert der Gemeinde vorzulegen, damit 

diese die Einhaltung der Verpflichtung überprüfen kann. 

Die kaufende Partei hat genaue Kenntnis von den Sanktionen bei Nichteinhaltung der Bau- 

bzw. Überbindungsverpflichtung. 

Zur letztendlichen Verwirklichung der Bebauung des Vertragsobjektes räumt die kaufende Par-

tei für sich und ihre Rechtsnachfolger im Eigentum des Vertragsobjektes der Gemeinde das 

einseitig unwiderrufliche Recht ein, das Vertragsobjekt, wenn es nicht innerhalb von sechs Jah-

ren ab rechtskräftiger Umwidmung auf Basis einer rechtskräftigen Baubewilligung mit einem 

Wohnhaus (Ein- oder Zweifamilienhaus zumindest als Rohbau samt Dachstuhl) bebaut wurde, 

käuflich zu erwerben.  

Als Kaufpreis gilt der Fixpreis von ................................................................................... € 45,00  

(fünfundvierzig Euro) – nicht wertgesichert – zuzüglich  

1. allenfalls bezahlter Aufschließungskosten infolge öffentlich-rechtlicher Abgaben (z.B. § 18 ff 

OÖ Bauordnung 1994, § 25 ff OÖ ROG 1994, Interessentenbeiträge-Gesetz 1985) und  

2. einer allfälligen durch eine Verbauung verursachten, von einem durch den Präsidenten des 

Landesgerichtes Ried im Innkreis über Antrag einer Vertragspartei bestellten gerichtlich beei-

deten Sachverständigen für das Immobilienwesen errechneten Wertsteigerung bzw. Wertminde-

rung der Baugrundstücke (wie Einfriedungen, Kellererrichtung etc.).  

Das Optionsrecht erlischt nach Ablauf von 8 (acht) Jahren ab rechtskräftiger Umwidmung.  

Mit der Annahme dieses Angebotes durch die Gemeinde entsteht der Vertrag, wobei die mit der 

Errichtung des grundbuchstauglichen Kaufvertrages und dessen grundbücherlichen Durchfüh-

rung verbundenen Kosten und Abgaben der Grundstückseigentümer als Verkäufer zu tragen 

hat.  

Alternativ ist das Grundstück auf Aufforderung der Gemeinde an Kaufwillige um den vorge-

nannten Optionspreis zu verkaufen, wobei die mit der Errichtung und grundbücherlichen 

Durchführung dieses Vertrages verbundenen Kosten, Gebühren und Verkehrssteuern (nicht 

aber eine Immobilienertragsteuer, Kosten iZm der Immobilienertragsteuer und Lastenfreistel-

lungskosten) die sodann kaufende Partei zu tragen hat. 

(Ausschließlich) Zur Sicherstellung und Überprüfung der Überbindungsverpflichtung räumt 

die kaufende Partei der Gemeinde am Grundstück 240/11 das Vorkaufsrecht für alle Arten der 

Veräußerung ein, wobei der Vorkaufspreis den vorstehend definierten Optionspreis beträgt.  

Die Gemeinde nimmt dieses Vorkaufsrecht vertraglich an und wird dessen grundbücherliche 

Sicherstellung vereinbart. 

 

Da es zu keinen Wortmeldungen aus dem Gremium kommt, lässt der Vorsitzende einzeln über 

die Vorkaufsrechteinräumung mit Verzicht auf das Vorkaufsrecht bei den Müller-Gründen,  

Kapelln abstimmen.  
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Dabei kann jeweils die einstimmige Beschlussfassung zum 

 

a) Kaufvertrag Koblstätter 

b) Kaufvertrag Hufnagl/Schütz 

c) Kaufvertrag Gruber/Strasser 

 

festgestellt werden. 

 

 

Allfälliges: 

 

GV Halas berichtet über ein Telefonat mit LR Winkler hinsichtlich der Etzlsdorfer Wehr. Dieser 

hat seine Unterstützung für das Projekt Kleinwasserkraftwerk zugesagt. 

 

Weiters bewirbt GV Halas sowohl den bevorstehenden E-Mobilitätstag am Samstag, 13. Sep-

tember 2025 als auch das Stöblturnier der SPÖ am Samstag, 20. September 2025. 

 

Bgm. Freund informiert, dass er ebenfalls zwei Anrufe zur Etzlsdorfer Wehr erhalten hat. Sei-

tens LR Haimbuchner wurde der Eingang bestätigt; die Resolution wird unter Berücksichtigung 

der gesetzlichen Vorgaben geprüft. LR Achleitner hat die Projektunterlagen für das Kraftwerk 

angefordert. Bislang liegen noch keine Rückmeldungen vor und ein Verhandlungstermin ist 

derzeit noch nicht bekannt. 

 

GV Gahbauer regt an, die Bäume und Sträucher entlang des Weges an der Pram aufzuputzen. 

 

Weiters erkundigt er sich, ob im oberen Bereich der ISG ein Abfallbehälter aufgestellt werden 

kann, da derzeit nur im unteren Bereich einer vorhanden ist. 

 

Aufgrund einer Anfrage von GV Gahbauer gibt Bgm. Freund bekannt, dass der wasser- und 

naturschutzrechtliche Verhandlungstermin hinsichtlich des Geh- und Radweges entlang der 

B129 am 16. September 2025 stattfindet. 

 

Anschließend informiert der Vorsitzende das Gremium über folgende Themen: 

 

➢ Beim ÖBB-Standort wird ein ESTW (Elektronisches Stellwerk) bei der Park & Ride- 

Anlage auf der Haberedter-Seite errichtet. Hierzu wurden Alternativstandorte angeboten, 

allerdings wurden diese von der ÖBB abgelehnt. 

 

➢ Dem Land Oberösterreich wurde der erste Planentwurf für die Krabbelstube gesendet. Der 

Plan wurde seitens der UBAT mit Anpassungs- und Änderungswünschen retourniert und 

es wurde auf die Kosten hingewiesen. Die Kosten für die Krabbelstube von € 1.225.000,00 

sind einzuhalten, alle Mehrkosten müssen begründet werden. 

 

Die Gestaltung der Innenräume wurde mit der Kindergartenleitung direkt abgesprochen. 

Sobald der fertige Entwurf vom Architekten eintrifft, wird dieser begutachtet und anschlie-

ßend dem Land Oberösterreich zur Kontrolle und Überprüfung übergeben. 

 

➢ Für die Dachsanierung wurde das Schuldach an zwei Stellen geöffnet. Die Felder sind je-

weils drei Meter breit, wobei bei einem Feld die durchnässte Isolierung festgestellt wurde. 

Die morschen und feuchten Bretter wurden ausgetauscht. Bei den angrenzenden Feldern 

wurde keine Feuchtigkeit der Isolierung festgestellt. 
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Bei der zweiten Öffnung zeigte sich erneut dieselbe Situation. An dieser Stelle wurde vor 

etwa 8 bis 10 Jahren der Gully erneuert, wobei bereits damals Feuchtigkeit festgestellt 

wurde. Im Zuge dessen erfolgten eine neue Isolierung sowie der Wiederverschluss der Öff-

nung, da der defekte Gully als Ursache vermutet wurde. 

 

Daneben wurde eine Kontrollöffnung eingebaut und an dieser Stelle wurden größere Prob-

leme festgestellt. Nicht nur die Isolierung war durchnässt, auch die Trägerdecken waren 

betroffen. Alle feuchten Bereiche wurden zur Gänze abgetragen und ersetzt. 

 

Die Firma Markl und die Firma Weisshaidinger, die hauptsächlich die Dachsanierung vor-

genommen haben, haben die Arbeiten abgeschlossen. 

 

Gleichzeitig wurde kontrolliert, wo sich der Wassereintritt befindet. Bei einer Stelle dürfte 

der Gully das Problem gewesen sein. Beim anderen Bereich, wo unter der Dampfsperre 

alles trocken ist, besteht die Vermutung das sich der Wassereintritt zwischen Glasfenster-

anschluss und Dach befindet. 

 

Die Firma Pöttinger wurde hinzugezogen, da die fehlerhafte Ausführung der Anschlüsse 

die festgestellten Schadstellen erklären würde. 

 

Es stellt sich die Frage, ob das Problem an der fehlerhaften Ausführung, Verschmutzung 

der Entwässerungsrinnen und Fensterbleche oder an den undichten Kippfenstern, die sich 

von selbst öffnen, liegt. 

 

Der Gemeindevorstand hat beschlossen mit der Errichtung der PV-Anlage bis zum Früh-

jahr 2026 zu warten. 

 

Herr Christoph Spitzenberger hat als Bauaufsicht darauf hingewiesen, dass nicht alles nach 

der damaligen Norm ausgeführt wurde, wie zum Beispiel der Anschluss der Dachneigung. 

Es muss noch geklärt werden, ob Unterlagen zu den nicht normgerecht ausgeführten Ar-

beiten vorliegen und wer die Entscheidungen getroffen hat. 

 

In den geöffneten Elementen wurde ein Sensor geklebt. Mit einem Auslesegerät kann fest-

gestellt werden, ob dort eine Feuchtigkeit vorhanden ist. 

 

Nach derzeitiger Sachlage ist die Finanzierung gemäß Finanzierungsplan in Höhe von  

€ 220.000,00 gesichert. 

 

GV Halas äußerte sein Bedauern über die bisherige Entwicklung und den erheblichen Auf-

wand, der in dieser Angelegenheit bereits vom Keller bis zum Dach investiert wurde. 

 

GV Waizenauer bestätigt, dass die Ausführungen vom Vorsitzenden nachvollziehbar sind. 

Ergänzend ist festzuhalten, dass die Anbringung der PV-Anlage im Frühjahr nicht selbst-

verständlich war und man sich im Gemeindevorstand zu dieser Entscheidung gemeinsam 

geeinigt hat. Es ist auch wichtig, das als örtliche Bauaufsicht Herr Christoph Spitzenberger 

tätig ist und nicht die bei der Errichtung beauftragte Bauaufsicht. 

 

Das von Herrn Spitzenberger erstellte Protokoll weist mehrere Punkte auf, die eindeutig 

nicht der Norm entsprechen. Ob diese im direkten Zusammenhang mit der aktuellen Situ-

ation stehen, kann derzeit nicht abschließend beurteilt werden; ein Zusammenhang kann 

jedoch auch nicht ausgeschlossen werden. 
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Die festgestellten Verfehlungen gehören geprüft und das Gespräch mit den beteiligten  

Firmen gesucht, so wie es Herr Spitzenberger vorgeschlagen hat. Der Schaden beläuft sich 

im Moment auf ca. € 160.000,00 und solange die Schuldfrage nicht geklärt ist, wäre eine 

Zurückhaltung der Zahlungen eine Option, so GV Waizenauer. 

 

Es ist wichtig, dass Herr Spitzenberger in dieser Angelegenheit dem Gemeindevorstand 

den Bericht genauer erläutert, um eine gute Grundlage für eine gemeinsame Lösung zu 

schaffen. Die Verfehlungen abzusegnen, kommt für ihn persönlich nicht in Frage. 

 

Bgm. Freund gibt bekannt, dass der Gemeindevorstand dieses Thema noch behandeln wird. 

Herr Spitzenberger steht zur Verfügung, allerdings muss berücksichtigt werden, dass die 

Beratung von der Bauaufsicht kostenpflichtig ist. 

 

Der Vorsitzende stimmt GV Waizenauer zu, dass eine Kontrolle erfolgen muss, um die 

Firmen mit ihren Ausführungen zu konfrontieren. 

 

Vize-Bgm. Bauer bekräftigt, dass es sicherlich für alle zutrifft, dass die Verfehlungen nicht 

einfach abgesegnet werden. Für die Zukunft ist es auch wichtig, dass eine Lösung gefunden 

wird. 

 

GV Lechner findet, dass die Sensoren eine interessante Lösung sind. Damit besteht die 

Möglichkeit zu kontrollieren, ob die Abdichtung des Daches intakt ist, wenn im Frühjahr 

die PV-Anlage montiert werden soll. Man muss auch den Kosten-Nutzen-Faktor sehen. 

 

Der Vorsitzende bestätigt, das es in dieser Angelegenheit einer Klärung bedarf und aus-

führlich besprochen wird. 

 

 

Vize-Bgm. Bauer informiert, dass die Villa Kunterbunt ihren Namen gerecht wird. Beim Be-

wegungstag haben die Kinder mit der Gesunden Gemeinde Bilder gestaltet. Bei der Sommer-

Kinder-Betreuung wurde der Rest gebastelt und im Kindergarten sind ebenfalls noch Bilder in 

Arbeit. Die ersten Bilder wurden bei der Villa Kunterbunt bereits angebracht. 

 

In den Ferien wurden die ersten Sitzgelegenheiten im Schulgarten geschaffen. Die fehlende 

Sitzgruppe wird in den nächsten Monaten ausgeführt. Durch die geschaffenen Sitzgelegenhei-

ten kann der Unterricht für die Kinder draußen stattfinden. Dank zahlreicher Taufkirchner Fir-

men und dem Bauhof wurde das Projekt sehr gut umgesetzt. 

 

Vize-Bgm. Bauer bewirbt den Adventmarkt der dieses Jahr am 06. Dezember 2025 stattfindet, 

bei dem auch der Nikolaus und die Perchten anwesend sein werden. Die diesbezügliche Sitzung 

für den Adventmarkt wird am 29. September 2025 stattfinden. 

 

Bgm. Freund bedankt sich bei Vize-Bgm. Bauer für die Übernahme des Projektes „Schulgar-

ten“. 

 

GV Waizenauer bedankt sich bei den Vereinen und Institutionen für die Beteiligung des  

Ferienpasses 2025. Er betont, dass es sich hier um keine Selbstverständlichkeit handelt. Obwohl 

die diesjährige Abschlussveranstaltung heuer anders durchgeführt wurde, wurde sie gut ange-

nommen.  

 

Anschließend bewirbt GV Waizenauer das bevorstehende Sturm- und Weinfest der FPÖ am 

Samstag, 27. September 2025 im Bilger-Breustedt Schulzentrum. 
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GR-Ersatzmitglied Seitz informiert, dass die Grünstreifen entlang der Berndobler Straße, ins-

besondere im Böschungsbereich, stark zugewachsen sind. Dadurch ist bei den Ausfahrten die 

Sicht erheblich eingeschränkt, insbesondere bei Regen. 

 

Die Mitteilung an die Marktgemeinde erfolgte am 27. Mai 2025. Es wurde darauf hingewiesen, 

dass nicht überall gleichzeitig gearbeitet werden kann. Auf Nachfrage, ob bereits ein Termin 

für die Mäharbeiten feststeht, wurde der Bauhof kontaktiert. Anschließend wurde mitgeteilt, 

dass die Gemeinde keine fremden Wiesen mäht. 

 

In diesem Zusammenhang wurde empfohlen, den Grundstücksbesitzer zu informieren, dass die 

Flächen links und rechts der Kreuzung gemäht werden. Nach fast drei Wochen erfolgte die 

Mahd der Böschung durch die Marktgemeinde. GR-Ersatzmitglied Seitz betont, dass in einigen 

Bereichen des Gemeindegebiets künftig schneller reagiert werden soll. 

 

Bgm. Freund erkundigt sich, ob die Böschung bereits mit dem Böschungsmäher gemäht wurde. 

Zwar lag eine Zusage des beauftragten Unternehmens aus Andorf vor, diese wurde jedoch kurz-

fristig zurückgezogen. 

 

GR-Ersatzmitglied Seitz kann leider nicht beurteilen, ob mit dem Böschungsmäher gemäht 

wurde. 

 

Abschließend weist Bgm. Freund auf die Eröffnung am 12. September 2025 beim Stadler-Wirt 

& Tschapo hin. 

 

Da die Tagesordnung erschöpft ist und sich niemand mehr zu Wort meldet, schließt  

Bgm. Freund um 21:38 Uhr die Sitzung. 

 

 

 Die Schriftführerin:  Der Bürgermeister: 

 

   
 


